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Änderungsantrag zu „Einschränkung des Parkplatzsuchverkehrs durch intelligente 

Parkraumerfassung“ von Bündnis 90 7 Die Grünen   

Ortbeirat Mainz Altstadt 01.09.2026 

Änderungsantrag für den Ortsbeirat 

 

Ziel ist, unnötigen Parkplatzsuchverkehr in der Mainzer Altstadt zu reduzieren. Eine 

intelligente Erfassung freier Stellplätze kann hierzu einen sinnvollen Beitrag leisten. 

 

Angesichts der angespannten Haushaltslage der Landeshauptstadt Mainz sollte vor 

der Beauftragung und Umsetzung eines zusätzlichen Pilotprojekts jedoch zunächst 

geklärt werden, welche Investitions- und Folgekosten damit verbunden sind und 

inwieweit bestehende technische Strukturen oder Förderprogramme genutzt werden 

können. 

 

Wenn Parkraumdaten in Echtzeit erhoben werden, sollten diese zudem möglichst nicht 

ausschließlich über eine Anzeige an einer einzelnen Straße zur Verfügung stehen. 

Eine digitale Bereitstellung, beispielsweise über eine App oder andere 

Mobilitätsangebote, würde den Nutzen der Daten deutlich erhöhen und könnte 

perspektivisch zu einer umfassenderen intelligenten Parkraumsteuerung in der 

Innenstadt beitragen. 

Der Ortsbeirat bittet die Verwaltung zu prüfen, 

 

1. unter welchen technischen und organisatorischen Voraussetzungen ein Pilotprojekt 

zur intelligenten Parkraumerfassung in einer geeigneten Straße der Mainzer Altstadt, 

beispielsweise Am Weihergarten, umgesetzt werden könnte, 

2. welche einmaligen Investitionskosten sowie laufenden Betriebs- und 

Wartungskosten hierbei insbesondere für Sensorik, Datenübertragung und eine 

digitale Anzeige entstehen würden und ob hierfür Fördermöglichkeiten von Bund, Land 

oder anderen Stellen bestehen, 

3. inwieweit die erhobenen Echtzeitdaten über freie Stellplätze zusätzlich digital zur 

Verfügung gestellt und insbesondere in bestehende oder zukünftige Apps, digitale 

Mobilitätsangebote oder Navigationssysteme eingebunden werden könnten, 

4. welche bestehenden Systeme oder bereits vorhandenen technischen 

Infrastrukturen der Stadt beziehungsweise städtischer Gesellschaften hierfür genutzt 

werden könnten. 



 

 

 

Die Verwaltung wird gebeten, dem Ortsbeirat über das Ergebnis der Prüfung zu 

berichten. 

CDU-Fraktion 


